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An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Richtlinien zur Förderung der Errichtung und des Er- 
werbs von Familienheimen und Eigentumswohnungen 
durch Bundesbedienstete und deren Auswirkung 

Bezug; Kleine Anfrage der Abgeordneten Brück, Winkelheide, 
Wagner, Mick, Dr. Bieringer, Müller (Remscheid), 
Dr. Aigner, Dr. Franz und Genossen 
— Drucksachen IV/1143, IV/ 1268 — 


Zu Punkt 4 der Kleinen Anfrage — Kapitalisierung des Orts- 
zuschlages — darf ich namens der Bundesregierung folgendes 
mitteilen; 

Die Möglichkeit der Kapitalisierung des Ortszuschlages ist 
bereits seit längerer Zeit mehrfach mit den beteiligten Ressorts 
erörtert worden. Hierbei hat sich ergeben, daß die durch die 
Kapitalisierung eines nicht unbeträchtlichen Teiles des Gehalts 
zusammen mit den für Amortisation und Verzinsung des Fa- 
milienheimdarlehns zu leistenden Zahlungen entstehende Be- 
lastung zu einer Schmälerung der monatlich für den Lebensun- 
terhalt zur Verfügung stehenden Dienstbezüge der Beamten 
führen würde, die aus Gründen der dem Dienstherrn obliegen- 
den Fürsorgepflicht nicht zu vertreten wäre. Zudem würde hier- 
durch den Beamten mit kleineren Gehältern prozentual eine 
höhere Belastung zugemutet werden als den Beamten der 
höheren Besoldungsgruppen. Dies beruht darauf, daß der Orts- 
zuschlag bei den niedrigeren Besoldungsgruppen einen höheren 
Anteil des Gesamtgehalts ausmacht als bei den höheren. Ab- 
gesehen hiervon wäre die dadurch eintretende erhebliche zu- 
sätzliche Verschuldung unvereinbar mit den beamtenrechtlichen 
Grundsätzen. Schließlich würde nach geltendem Recht die Ka- 
pitalisierung des Ortszuschlages oder erheblicher Teile dessel- 
ben alle Ansprüche des Beamten auf diesen Bestandteil des 
Gehalts für den Zeitraum der Vorweggewährung zum Erlöschen 
bringen. Der Beamte würde somit für längere Zeit von allen 
Erhöhungen des Ortszuschlages oder des betreffenden Teiles 
infolge von Beförderung, allgemeinen Verbesserungen usw. 
ausgeschlossen bleiben. 
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Da die volle oder teilweise Kapitalisierung des Ortszuschlages 
sich sonach nicht als praktikabel erwiesen hat, hat die Bundes- 
regierung nach anderen Wegen gesucht und die Frage geprüft, 
ob der gewünschte Zweck etwa durch Gewährung von Vor- 
schüssen in entsprechender Höhe und mit längerer Tilgungs- 
frist als in den Vorschußrichtlinien vorgesehen erreicht werden 
könnte. Dabei würde der letztgenannte Ausschluß des in An- 
spruch genommenen Ortszuschlages von denkbaren Verbesse- 
rungen während der Laufzeit der Kapitalisierung vermieden, 
aber neben den übrigen angeführten Gründen, die auch hier 
zutreffen, würde gegen eine solche Maßnahme der Umstand 
sprechen, daß dadurch der Behörde die Möglichkeit genommen 
würde, in unvorhergesehenen Notfällen durch Gewährung 
eines Vorschusses Abhilfe zu schaffen. 

Die Bundesregierung ist deshalb zu dem Ergebnis gekommen, 
daß aus personalpolitischen Gründen und im wohlverstandenen 
Interesse der Bediensteten selbst der Gedanke an eine Inan- 
spruchnahme des Ortszuschlages oder eine Vorschußgewährung 
fallen gelassen werden sollte. Diese Auffassung deckt sich 
mit dem Grundgedanken der Eigenheimförderung, demzufolge 
unbeschadet der grundsätzlichen Bereitschaft zu nachhaltiger 
Förderung durch den Dienstherrn, wie sie in den Eigenheim- 
richtlinien ihren Ausdruck gefunden hat, der bauwillige Beamte 
unter allen Umständen veranlaßt werden muß, das zur Durch- 
führung des Bauvorhabens erforderliche Eigenkapital anzuspa- 
ren, schon um ihm eine klare Vorstellung der mit der Durch- 
führung des Bauvorhabens verbundenen Belastung vor des- 
sen Inangriffnahme zu vermitteln. Das System der Eigenheim- 
richtlinien hat sich bewährt. An ihm sollte ungeachtet etwa not- 
wendig und nach der Haushaltstage möglich werdender Ände- 
rungen der Forderungsbeträge festgehalten werden. 

Die Bundesregierung sieht sich aus den dargelegten Gründen 
nicht in der Lage, einer Kapitalisierung des Ortszuschlages 
oder wesentlicher Teile desselben oder einer Vorschußgewäh- 
rung in entsprechender Höhe näherzutreten und die hierzu 
erforderlichen Maßnahmen einzuleiten. 
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